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tungsergebnis vorschlägt) wäre, das Universitätsexamen bei­
zubehalten und die Abschlußprüfung nach dem Vorberei­
tungsdienst von einer staatlichen Institution abnehmen zu 
lassen, der Vertreter aller Berufsgruppen (Justiz, Anwalt­
schaft, Verwaltung und Wirtschaft) und der Universitäten 
angehören. Dies käme auch dem Reformbestreben in der 
BRD-Juristenausbildung entgegen, welches u. a. damit 
begründet wird, daß in den letzten Jahren nur ca. 10 Prozent 
der Assessoren Justizjurist wurden, während alle anderen als 
rechtsgestaltende Juristen in andere Bereiche gingen.

Damit steht auch die Frage nach der einseitigen inhalt­
lichen Ausrichtung von Studium und Vorbereitungsdienst auf 
den Richterberuf. In der DDR sollte dies bei der Erarbeitung 
von Ausbildungskonzeptionen von vornherein vermieden 
werden.

Ein neues Ausbildungsmodell wird durch den höheren 
Zeitaufwand nicht zur Deckung des akuten Personalbedarfs 
in der DDR-Justiz beitragen können. Es ist daher unumgäng­
lich, in die Fortbildung der Richter und Notare Juristen 
anderer Bereiche, besonders Justitiare einzubeziehen, die die 
Absicht haben, in der Justiz zu arbeiten.

Die Erhaltung der Berufsbefähigung

Da die Juristen der DDR notwendigerweise mit dem Recht 
der Bundesrepublik nicht oder nur unvollkommen vertraut 
sind, könnte die Forderung erhoben werden, den Juristen der 
DDR die weitere Ausübung ihres Berufes ohne Zusatz­
qualifikation, etwa in Form der Ablegung des zweiten juristi­
schen Staatsexamens oder einer Eignungsprüfung für 
bestimmte Berufszweige zu untersagen.

Eine solche Forderung wäre realitätsfremd, ungerecht und 
überzogen und mit den personellen und organisatorischen 
Mitteln, die der DDR zur Verfügung stehen oder angeboten 
werden können, nicht umsetzbar. Die DDR ist — soweit nicht 
im Einzelfall andere Gesichtspunkte dagegen sprechen — ge­
rade in der Zeit des Umbruchs auf jeden Juristen ihres Lan­
des angewiesen und kann es sich schon deshalb nicht leisten, 
ihre Mitarbeiterinnen und 'Mitarbeiter für lange Jahre auf die 
Schulbank zu schicken.

Die Bundesrepublik ihrerseits könnte die Ausbildung von 
Tausenden DDR-Juristen nicht realisieren, da sie schon 
erhebliche Schwierigkeiten hat, die erfolgreich geprüften 
Rechtskandidaten nach dem ersten Staatsexamen in den 
juristischen Vorbereitungsdienst — das Referendariat — zu 
übernehmen. Teilweise bestehen Wartezeiten von mehr als 
einem Jahr; die Gerichte beklagen zu Recht die unzumutbare 
Belastung mit Referendaren und Rechtspraktikanten.

Die Übernahme von westdeutschen Juristen durch das 
Rechtswesen der DDR kann nicht die Lösung sein; abgesehen 
davon, daß sie mit den tatsächlichen und rechtlichen Verhält­
nissen in der DDR nicht vertraut sind und deshalb „Im 
Namen des Volkes“ kaum judizieren könnten.

Es führt daher kein Weg daran vorbei, jedem Juristen der 
DDR, der im Beruf steht oder alle Voraussetzungen zur 
unmittelbaren Aufnahme der Berufstätigkeit (z. B. Prakti­
kantenjahr) erfüllt, die weitere Ausübung seines Berufes in 
der DDR zu gestatten, ohne daß ein weiteres berufsqualifi­
zierendes Examen abgelegt werden muß. Jede andere Lösung 
würde die Juristen der DDR vor Probleme stellen, wie sie 
anderen, auch akademischen Berufen fremd sind. Auch aus 
Gründen des schutzwürdigen Vertrauens in den Erhalt einer 
wohlerworbenen Rechtsposition muß die Berufsbefähigung 
der Juristen der DDR als mit dem zweiten juristischen Staats­
examen der BRD gleichwertig anerkannt werden.

Gegen die Anerkennung der Gleichwertigkeit gibt es aus 
westlicher Sicht Einwände, die jedoch im Ergebnis nicht 
durchgreifen. Diese stützen sich auf die Dauer der Ausbildung 
und ihre Inhalte:

a) Die Ausbildung der Juristen dauert einschließlich eines 
Praktikantenjahres nicht länger als fünf Jahre, von denen 
vier auf das Studium an einer Universität entfallen. Dem­
gegenüber benötigen angehende Juristen in der Bundes­
republik etwa neun bis zehn Jahre, ehe sie in das Berufs­
leben eintreten können; ihr Durchschnittsalter liegt etwa bei 
dreißig Jahren. Etwa fünfeinhalb bis sechs Jahre verbringt

der westdeutsche Student an der Universität oder bei einem 
Repetitor, zweieinhalb Jahre dauert die praktische Ausbildung 
im Referendariat. Der Rest sind Prüfungs- und Wartezeiten.

Es wäre verfehlt, aus der etwa doppelt so langen Ausbil­
dungszeit den Schluß auf entsprechend höhere Qualifikation 
zu ziehen. Dies verbietet sich schon deshalb, weil ein beträcht­
licher Teil der aufgewandten Zeit vergeudet ist, sei es infolge 
schlechter Studienverhältnisse an den überfüllten Hoch­
schulen, sei es durch überlange Prüfungszeiten oder durch 
Wartezeiten zwischen dem Universitätsabschluß und dem 
Eintritt in den Vorbereitungsdienst. Ein Ausbildungssystem, 
das die zu Schulenden regelmäßig erst im Alter von 30 Jahren 
in den Beruf entläßt, kann, was das Ergebnis anlangt, nicht 
als uneingeschränkt vorbildlich angesehen werden.

Wenn überhaupt die Ausbildungsdauer zum Vergleich 
herangezogen werden soll, kann nur die der sog. einphasigen 
Modelle betrachtet werden, die als Reformexperiment in der 
BRD auslaufen. In der einphasigen Ausbildung konnten 
Studenten nach sechseinhalb bis sieben Jahren in das Berufs­
leben entlassen werden. Der Unterschied zur Ausbildungs­
dauer in der DDR ist also erheblich geringer als vielfach 
angenommen. Im übrigen gilt die Ausbildungsdauer in der 
BRD auch im Vergleich zur Europäischen Gemeinschaft als 
wesentlich zu lang.

b) Inhaltlich wird an der Ausbildung der Juristen der 
DDR der hohe Anteil fachfremder Materie (Marxismus-Leni­
nismus), das Fehlen des Staats- und Verwaltungsrechts und 
schließlich die geringe wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit gegensätzlichen Rechtsauffassungen in Literatur und 
Rechtsprechung kritisiert. Darüber hinaus stößt die früh­
zeitige Orientierung der Ausbildung auf den späteren Beruf 
auf Kritik.

Die Erfahrungen mit der Integration zugewanderter 
Juristen aus der DDR bestätigen scheinbar die Kritik; diesen 
wurde (und wird noch!) auf der Grundlage vertriebenrecht­
licher Vorschriften ihr Diplom als dem ersten juristischen 
Staatsexamen gleichwertig anerkannt. Ein geringer Anteil 
von ihnen trat nach einem Ergänzungsstudium in den juristi­
schen Vorbereitungsdienst ein, um das zweite juristische 
Staatsexamen abzulegen; viele scheiterten selbst im zweiten 
Anlauf.

Diese Erfahrungen stehen der Anerkennung der Gleich­
wertigkeit der jeweils erworbenen Berufsbefähigung nicht im 
Wege. Denn es geht nicht primär darum, den Juristen der 
DDR nach der Vereinigung Deutschlands den Weg zu juristi­
schen Berufen in der ehemaligen BRD zu öffnen, sondern sie 
weiter in der ehemaligen DDR in ihrem Beruf wirken zu 
lassen. Diesen haben sie erlernt, für diesen haben sie die 
Qualifikation und diesen werden sie auch unter der Geltung 
des neuen Rechts ausüben können. Schließlich definiert sich 
der gute Jurist nicht aus der Summe seiner Rechtskenntnisse, 
sondern vorrangig aus seiner Fähigkeit, gesellschaftliche 
Konflikte aufzunehmen und jeweils in seinem Beruf einer 
Lösung zuzuführen. Das positive Recht ist dabei unentbehr­
liches Hilfsmittel, das jedoch dann wertlos ist, wenn es nicht 
mit der Fähigkeit zur Lösung von Konflikten verbunden wird. 
Daß die Juristen der DDR die letztgenannten Fähigkeiten so 
gut und so schlecht wie ihre Kolleginnen und Kollegen aus 
der BRD besitzen, läßt sich trotz der berechtigten Kritik in 
Einzelfällen nicht bestreiten.

Vielfach wird die Sorge bestehen, nach der Vereinigung 
könnten Juristen aus der DDR in großer Zahl um eine An­
stellung im Westen nachsuchen und dabei auf die fingierte 
Gleichwertigkeit ihres Abschlusses verweisen. Diese Sorge 
dürfte wenig begründet sein. Rechtsanwälte in der DDR 
haben in ihrer Heimat angesichts der geringen Anwaltsdichte 
und des steigenden Beratungsbedarfs die allerbesten beruf­
lichen Chancen, während sie bei einem Wechsel in die BRD 
nur schwer Fuß fassen würden; also werden sie bleiben. 
Dasselbe gilt für die Mehrzahl der Justitiare. Der öffentliche 
Dienst in der ehemaligen Bundesrepublik ist schließlich nicht 
gehindert, seinen Ergänzungsbedarf grundsätzlich aus dem 
Kreis der Volljuristen zu decken.

Wird dennoch eine „Überfremdung“ befürchtet, könnte im 
Staatsvertrag zur deutschen Einheit die Aufnahme einer 

juristischen Tätigkeit als Richter, Rechtsanwalt, Staatsanwalt


